Aktuelle Umfrage aus dem Haus „Freunde für Bayern“ 

Sehr geehrter Herr Butzmann, 

obwohl ich den Schreibtisch voller einzelner wichtiger Anliegen habe, will ich Ihr Auskunftsersuchen vom 24.03.2017 nicht liegenlassen. Das gilt auch deshalb, weil ich mit der Ernsthaftigkeit, die Sie Sachthemen behandeln sieht, gute Erfahrungen gemacht habe. Fast so wenig wie der Bundespolitiker bin ich gefragt, wenn Sie sich nach kommunalen Schlussfolgerungen aus gesetzlichen Vorgaben erkundigen. Sie kennen ja die Dreiteilung der Gesetzgebung in Deutschland? Der Bund schafft an, das Land reicht durch und die Kommunen vollziehen die Grundsätze, die wir als unverzichtbar für unser Zusammenleben betrachten. Gesetze sind zwar nicht für die Ewigkeit gemacht, aber sie binden im Vollzug alle und lassen Abweichungen von den gesetzlichen Vorgaben nur in sehr beschränktem Umfang zu. 

Das als Grundsatz vorbemerkt will ich den Versuch unternehmen, auf Ihre Fragen zu antworten: 

Zu 1. Die ersatzlose Forderung nach Abschaffung des KAG führt zu Lücken im Umgang mit gemeindlichen Pflichten und Rechten, die ohne konkrete Alternativen nicht „einfach so“ aufgegeben werden können. Antworten auf die von Ihnen gestellte Frage bedürfen einer differenzierten Ausarbeitung. 

Zu 2. Mit der Forderung, dass einschlägige Ausführungsbestimmungen zum KAG überfällig sind, haben Sie recht. Auch da ist dabei eine differenzierte Betrachtung der einzelnen Positionen notwendig. Pauschale Stellungnahmen wie die, die Sie einfordern, helfen nicht weiter. 

Zu 3. Hinter der Frage, die Sie stellen, verbirgt sich der unausgesprochene Wunsch, ständig vergleichbare Belastungen für alle Anschließereinheiten zu fordern und zu verabschieden. Für die derzeit genannte Regel, dass außergewöhnliche Bedingungen für die Errechnung eines Beitrages auch besondere und außergewöhnliche Belastungen erlauben, ist derzeit keine Alternative in Sicht. Die Forderung nach einem Abbau einseitiger Belastungen macht nur dann Sinn, wenn tatsächlich anfallende Kosten gleichermaßen auf alle umgelegt werden, was im Endeffekt andere als die bisherige Ungerechtigkeit erzeugt. 

Zu 4. Jenseits der von Ihnen angeführten Begründung teile ich die Auffassung vieler Kollegen, bzgl. der Straßenausbausatzungen eine Neuregelung herbeizuführen. 

Zu 5. Von der Bund/Land/Kommunal-Teilverantwortung war eingangs die Rede. An diesem Konstrukt Änderungen vorzunehmen, bedarf einer umfassenden Diskussion. Ob auf der kommunalen Ebene am Ende wirklich eine Art kommunaler Ver- und Entsorgungsausgleich stehen kann, muss eine eingehende Diskussion mit den Beteiligten ergeben. 

Zu 6. Mit der inhaltlichen Seite Ihrer Frage kann und mag ich mich nicht anfreunden. Leere Versprechungen, solche, die sich anschließend nicht sachgerecht umsetzen lassen, augenblickliche Zufriedenheit bescheren und langfristig Unfrieden säen, sind das Meine nicht. 

Zu einer Diskussion der von Ihnen gestellten Themen (nicht nur der Fragen!) bin ich gerne bereit. 

Mit freundlichem Gruß 

Dr. Thomas Goppel, MdL 


